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Einleitung 

Mit der 4.EG-Bilanzrichtlinie, die in Großbritannien durch den Companies 
Act 1981 und in Deutschland durch das Bilanzrichtlinie-Gesetz von 1985 in 
nationales Recht umgesetzt worden ist, vereinheitlichte die Europäische Ge-
meinschaft u.a. das Recht der Jahresabschlußpublizität der Kapitalgesell-
schaften. Indes bestehen auch weiterhin nationale Besonderheiten bei der Of-
fenlegung von Tatsachen einer Kapitalgesellschaft. 

Im folgenden soll im ersten Teil der Arbeit die Entwicklung der Regi-
steroffenlegungspflichten britischer Kapitalgesellschaften aufgezeigt und im 
zweiten Teil ein Überblick gegeben werden über den gegenwärtigen Umfang 
der dortigen offenlegungspflichtigen Tatsachen. 

Im dritten Teil wird dann beschrieben, wie die britischen Register organi-
siert sind und arbeiten. Darunter fallen insbesondere die Maßnahmen der Re-
gister zur Durchsetzung der Jahresabschlußpublizität sowie die gegenwärtigen 
und zukünftigen Möglichkeiten der Interessenten, Informationen bei den Re-
gistern nachzufragen. 

Im abschließenden vierten Teil soll zunächst aufgezeigt werden, inwieweit 
sich das Offenlegungsverhalten der Kapitalgesellschaften in Großbritannien 
und Deutschland unterscheidet und worin die Gründe für bestehende Unter-
schiede liegen. Es erfolgt eine kritische Bewertung der Vorbehalte gegen die 
Jahresabschlußpublizität in Deutschland. Daran anschließend wird der gegen-
wärtige Standard der deutschen Handelsregister dem britischen gegenüberge-
stellt. Schließlich soll für Deutschland am Beispiel Großbritanniens ein Vor-
schlag entwickelt werden, wie sich die Leistungsfähigkeit der Handelsregister 
erhöhen und die Publizitätswirkung der dort gesammelten Daten verstärken 
ließe. 



A. Die Geschichte der Publizität in Großbritannien 

I. Erste Handelsgesellschaften 

1. Handelszünfte 

Erste Zusammenschlüsse von Kaufleuten waren die etwa ab dem 12. Jahr-
hundert auftretenden Handelszünfte, die Guilds of Merchants. Diese hatten 
allerdings nur wenige Gemeinsamkeiten mit den heutigen Handelsgesell-
schaften': Sie sicherten das Zunftmonopol am Ort und beaufsichtigten die an-
sonsten eigenverantwortlich handelnden Kaufleute. 

Die britische Krone gründete diese Handelszünfte, indem sie eine Grün-
dungsurkunde, die sog. charter, verlieh. Diese wurde an alle Grafschaftsge-
richte im Umkreis verschickt, dort verlesen und öffentlich zugänglich ge-
macht. Die Bekanntgabe und "Offenlegung" der Gründung sollte jedem 
Kaufmann die Existenz der Handelszunft anzeigen und ihn so zum Beitritt 
zwingen2• 

Die Handelszünfte erstellten regelmäßig Bilanzen, die etwa vom 14. Jahr-
hundert an auch einer internen Rechnungsprüfung unterlagen3; eine Offenle-
gung über den Kreis der unmittelbar Beteiligten gab es allerdings nicht. 

2. Die "Joint Stock Companies" 

Aus den Zünften entwickelten sich die Joint Stock Companies, die bereits 
ein festes Gesellschaftskapital, den joint stock, besaßen. Damit konnten diese 
Gesellschaften den sehr kapitalintensiven Überseehandel betreiben im Gegen-
satz zu den Zünften und zunftähnlichen Organisationen, den sog. Regulated 

Pennington • s Company Law. S. 5 u. 6. 

2 Siehe dazu ausführlich: Grass, A Contribution to British Municipal History, Vol.l, S. 
23f. am Beispiel der Handelszunft der Stadt lpswich, die 1200 die königliche charter erhielt. 

Woo/j, A Short History of Accountants and Accountancy, S. 154; zum Verfahren siehe 
Brown, A History of Accounting and Accountants, S. 78f. 
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Companies4. Denn der einzelne Zunftkaufmann konnte wohl nur in den sel-
tensten Fällen die Ausrüstung eines Schiffes allein fmanzieren. Dafür benö-
tigten die Kaufleute die Gesellschaftsform der Joint Stock Company mit einem 
gemeinsamen GesellschaftskapitaP. Bekannte Gesellschaften waren insbeson-
dere die 1553 gegründeten Russia- und Africa Companies sowie die 1600 ge-
gründete East lndia Company. Ähnlich den Handelszünften erlangten diese 
Gesellschaften durch eine charterder britischen Krone den Status der juristi-
schen Person. Indes konnten die einzelnen Gesellschafter ihre Haftung noch 
nicht auf das Gesellschaftsvermögen beschränken6• 

Auch die Joint Stock Companies veröffentlichten Gesellschaftsinterna nicht 
über den Kreis der Anleger hinaus: Die Gesellschafter durften neben den Bi-
lanzen der Gesellschaften ein Teilhaberverzeichnis einsehen, das auch die 
Höhe der gehaltenen Anteile enthielt?. Diese Offenlegung reichte für die da-
malige Zeit auch aus, den ein Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit be-
stand nicht; Gesellschaftsgläubiger kannten die Geschäftsführung oft persön-
lich, informierten sich auf diesem Wege und vertrauten auf die unbegrenzte 
persönliche Haftung der Gesellschafter. Darüberhinaus stand den Teilhabern 
und Gesellschaftsgläubigern das Recht zu, eine Untersuchung der Joint Stock 
Company durch einen Parlamentsausschuß zu veranlassen, falls die Geschäfts-
führung dazu Anlaß gab9• 

Eine darüberhinausgehende Veröffentlichung von Geschäftsinterna war äu-
ßerst unerwünscht, wie ein Beispiel der East lndia Company aus dem Jahr 
1634 zeigt10: Einige Teilhaber, die Einsicht in die Buchführung hatten, miß-
brauchten dieses Recht, indem sie Geschäftsgeheimnisse an die Konkurrenz 
preisgaben. Die Generalversammlung der Gesellschaft beschloß daher, die 
Einsichtnahme in Geschäftsberichte und Buchführung an die Erlaubnis der 
Geschäftsführung zu knüpfen. 

Etwa ab Mitte des 17. Jahrhundert stellten die als Monopole organisierten 
Joint Stock Companies zunehmend ein Hindernis für den freien Handel dar-

Gower. Company Law. S. 24. 

5 Siehe dazu: Scott, The Constitution and Financc of English, Scottish and lrish Joint-
Stock Companies, Vol.l , S. 17f. 

6 Gower, Company Law, S. 25f. 

Can·, Select Charters ofTrading Companies, S. 254f. 

8 Aranya, The lnfluence of Pressure Groups on Financial Statements in Britain, in: 
Lee/Parker, The Evolution of Corporate Financial Reporting, S. 265f. 

9 Siehe letzte Fußnote. 

10 Scott, S. 229. 
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